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Umweltschutz und Europarecht 


Durch eine Reihe von Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes 
und insbesondere durch das sogenannte Titandioxid-Urteil vom 11. Juni 
1991 ist zu befürchten, daß die für die speziellen Belange des Umwelt- 
schutzes in der Einheithchen Europäischen Akte geschaffenen Artikel 
130 r bis 130 t des EWG-Vertrages teilweise leerzulaufen drohen. In 
einer ganzen Reihe von anstehenden Rechtsetzungsverfahren kommt es 
durch Meinungsverschiedenheiten über die zugrunde zu legende 
Rechtsgrundlage zwischen dem Europäischen Parlament, der Kommis- 
sion und dem Rat der Europäischen Gemeinschaften zu Verzögerungen. 
Auf dem Spiel steht bei diesen Fragen insgesamt die Möghchkeit bzw. 
Reichweite nationaler Umweltpohtiken zur Erzielung eines gegenüber 
dem europäischen erhöhten nationalen Schutzniveaus. 

1. Welche Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes seit dem 
Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte befassen sich mit 
den Rechtsgrundlagen für Rechtsakte auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes? 


Seit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte hat 
sich der Europäische Gerichtshof in folgenden Entscheidungen 
mit der Rechtsgrundlage für Rechtsakte auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes befaßt: 
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a) Urteil des EUGH vom 29. März 1990, C 62/88, zur Verordnung 
(EWG) Nr. 3955/87 des Rates vom 22. Dezember 1987 über Ein- 
fuhrbedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in Drittländern nach dem Unfall im Kernkraftwerk 
Tschernobyl. 

Die Entscheidung betrifft die Abgrenzung von Artikel 113 zu 
Artikel 130 s EWG- Vertrag, 235 EWG- Vertrag und Artikel 30 ff. 
EAG -Vertrag. 

b) Urteü des EUGH vom 11. Juni 1991, C 300/89, zur Richtlinie 
89/428/EWG des Rates vom 21. Juni 1989 über die Modalitäten 
zur Vereinheitlichung der Programme zur Verringerung und 
späteren Unterbringung der Verschmutzung durch Abfälle der 
Titandioxid-Industrie. 

Das Urteil befaßt sich mit der Abgrenzung von Artikel 130 s zu 
Artikel 100 a EWG- Vertrag. 

c) Urteil des EUGH vom 4, Oktober 1991, C 70/88, zur Verord- 
nung (EURATOM) Nr. 3954/87 vom 22. Dezember 1987 zur 
Festlegung von Höchstwerten an Radioaktivität in Nahrungs- 
mitteln und Futtermitteln im Verlauf eines nuklearen Unfalls 
oder einer anderen radiologischen Notstandsituation. 

Die Entscheidung betrifft die Abgrenzung von Artikel 31 EAG- 
Vertrag zu Artikel 100 a EWG-Vertrag. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen dieser Ent- 
scheidungen und insbesondere die Auswirkungen des sogenannten 
Titandioxid-Urteils des Europäischen Gerichtshofes vom 11. Juni 
1991? 


Die Entscheidung im Titandioxid-Urteil, in dem der Europäische 
Gerichtshof für den Fall, daß Artikel 100 a und Artikel 130 s EWG- 
Vertrag gleichberechtigt als Rechtsgrundlage in Betracht kom- 
men, Artikel 100 a als anzuwendende Spezialvorschrift ansieht, 
entspricht nicht der Interpretation dieser Bestimmungen durch die 
Bundesregierung. Der Anwendungsbereich des Artikels 100 a 
sollte auf Maßnahmen zur Verwirklichung des Binnenmarktes im 
Sinne von Artikel 8 a beschränkt bleiben. 

In seinem Urteil zur Verordnung (EURATOM) Nr. 3954/87 vom 
4. Oktober 1991 hat der Gerichtshof festgestellt, daß es für die 
Rechtsgrundlage entscheidend auf die primäre inhaltliche Zielset- 
zung der Richtlinie ankomme. Zur Vermeidung von Unklarheiten 
sollte deshalb zukünftig die Zielsetzung von Umweltrichtlinien 
besonders klar in ihrem Text zum Ausdruck gebracht werden. 

Praktische Konsequenz einer verstärkten Heranziehung von Arti- 
kel 100 a über den Bereich des Warenverkehrs hinaus - etwa im 
Bereich der anlagenbezogenen Umweltanforderungen - wäre, 
daß auch hier strengere nationale Regelimgen auf Artikel 100 a 
Abs. 4 gestützt werden müßten, der ein gegenüber Artikel 130 t 
aufwendigeres Verfahren vorsieht. Im Ergebnis ist allerdings 
davon auszugehen, daß auch bei Anwendung von Artikel 100 a 
Abs. 4 EWG-Vertrag eine Behinderung national strengerer Rege- 
lungen nicht stattfindet. 
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3. Für welche Entwürfe von Rechtsakten der EG auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes ist die Rechtsgrundlage streitig? 

Der Rat hat am 12. Dezember 1991 die auf Artikel 130s EWG- 
Vertrag gestützte Richtlinie über gefährliche Abfälle formell ver- 
abschiedet. Die Kommission hatte ihren Vorschlag auf Artikel 
100 a EWG- Vertrag gestützt. Es ist nicht auszuschheßen, daß die 
Kommission wegen der vom Rat geänderten Rechtsgrundlage 
Klage beim Europäischen Gerichtshof erhebt, 

Hinsichthch der vom Rat ebenfalls auf Artikel 130 s EWG- Vertrag 
gestützten Richthnie des Rates vom 18. März 1991 zur Änderung 
der Richthnie 75/442/EWG über Abfälle (91/156/EWG) ist bereits 
eine Klage der Kommission, die Artikel 100 a EWG-Vertrag als 
allein richtige Rechtsgrundlage ansieht, beim EUGH anhängig. 

Unterschiedhche Rechtsauffassungen Zeichen sich auch hinsicht- 
hch der Rechtsgrundlage zu dem Richtlinienvorschlag Abfall- 
deponien vom 28. Mai 1991 (Dok. 5953/91 ENV 13 b) ab, den die 
Kommission auf Artikel 100 a EWG-Vertrag stützt. Die Bundes- 
regierung vertritt die Auffassung, daß diese Richthnie auf Artikel 
130 s EWG-Vertrag zu stützen ist. Wenngleich die Beratungen 
über diesen Richthnienvorschlag in Brüssel noch nicht aufgenom- 
men sind, ist zu erwarten, daß andere Delegationen die Rechtsauf- 
fassung der Bundesregierung teilen. 


4. Wie werden die Möglichkeiten für die Fortführung einer nationalen 
Umweltpohtik in den Feldern beurteilt, die durch Europäische 
Rechtsakte berührt sind bzw. geregelt werden sollen? 


Die Möglichkeiten der Fortführung einer nationalen Umweltpoh- 
tik ergeben sich aus Artikel 130t und Artikel 100a Abs. 4 EWG- 
Vertrag. Nach Artikel 130t hindern die Schutzmaßnahmen, die 
gemeinsam aufgrund des Artikels 130 s getroffen werden, die ein- 
zelnen Mitghedstaaten nicht daran, die Schutzmaßnahmen bei- 
zubehalten oder zu ergreifen. Zu Artikel 100 a Abs. 4 bestehen 
verfahrensmäßige Unterschiede. 


5, Teilt die Bundesregierung die Schlußfolgerung, daß durch die Recht- 
sprechung des Europäischen Gerichtshofes die Regelungen der Arti- 
kel 130 r bis 130 t des EWG-Vertrages praktisch leerlaufen bzw. in 
ihrer Anwendung in unvorhergesehener Weise eingeschränkt wer- 
den? 


Angesichts der in Antwort zu Frage 2 dargesteUten unterschied- 
lichen Tendenzen in den Urteüen des EUGH sowie der fortbe- 
stehenden unterschiedhchen Rechtsauffassungen zwischen Rat 
und Kommission (s. Antwort zu Frage 3) bleibt die weitere Ent- 
wicklung abzuwarten. 


6. Wie beurteüt die Bundesregierung die Änderungen des EWG-Ver- 
trages in bezug auf die Beendigung des Streits um die Rechtsgrund- 
lage von Umweltrechtsakten? 
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Im Rahmen der vom Europäischen Rat in Maastricht beschlosse- 
nen Änderungen des EWG- Vertrages sind im Bereich der gemein- 
schaftlichen Umweltgesetzgebung die Beschlußfassung mit quah- 
fizierter Mehrheit - bis auf wenige Ausnahmebereiche - und für 
den Bereich des Binnenmarktes das Kodezesionsverfahren einge- 
führt worden. Vor diesem Hintergrund und im Hinbhck auf die 
Verankerung des Umweltschutzes in den Zielbestimmungen von 
Artikeln 2 und 3 EWG -Vertrag, was eine verstärkte Stellung des 
Umweltschutzes bedeutet, ist davon auszugehen, daß Artikel 130 s 
auch von der Kommission und vom Gerichtshof zukünftig stärker 
als Rechtsgrundlage für Umweltregelungen herangezogen wer- 
den wird. 


7. Welche praktischen Konsequenzen haben die verbleibenden Unter- 
schiede zwischen Artikel 100a Abs. 4 und Artikel 130 t in ihrer Fas- 
sung nach der Änderung für die Durchsetzung einer engagierten 
Pohtik des ökologischen Umbaus der IndustriegeseUschaft? 


Hinsichtlich der verfahrensmäßigen Unterschiede für verstärkte 
nationale Schutzmaßnahmen wird auf die Antworten zu Fragen 
Nr. 2 und 4 verwiesen. 

Artikel 100 a Abs. 4 EWG- Vertrag ist vom Europäischen Rat in 
Maastricht nicht verändert worden. In Artikel 130 t ist lediglich die 
Notifizierungspflicht gegenüber der Kommission für verstärkte 
nationale Schutzmaßnahmen verankert worden, was der bisheri- 
gen Praxis entspricht. 

Vor dem Hintergrund der verstärkten Stellung des Umweltschut- 
zes sind weitere Fortschritte für die Durchsetzung einer engagier- 
ten Umweltpohtik zu erwarten. 
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